
Bernie Sanders – Warum ist er
so populär?
Jan Hektik

Als  linker  Kandidat  tritt  Bernie  Sanders  in  den  US-amerikanischen
Vorwahlen  der  Demokrat_Innen  an,  in  denen  entschieden  wird,  wer  als
demokratischer Präsidentschaftskandidat antreten darf. Dabei ist er nur noch
zu zweit im Rennen gegen seinen Kontrahenten Joe Biden. Dieser ist der
Kandidat des Establishements (also der bürgerlichen Führungsriege) und hat
vor allem aufgrund der Unterstützung des Parteiapparats inklusive einiger
Medienhäuser einigermaßen Vorsprung. Sanders kann sich auf diese nicht
verlassen.  Er  wird von der  Parteiführung und der  Presse gleichermaßen
gehasst. Und das aus den selben Gründen, wieso er große Unterstützung vor
allem bei jüngeren Menschen genießt: Seine politischen Positionen, welche
aktuelle schwerwiegende Probleme in den USA ansprechen. Er bezeichnet
sich selbst  als  democratic Socialist  (demokratischer Sozialist),  was heißt,
dass er sich in seinem Wahlkampf auf Reformen im Interesse der arbeitenden

Klasse1 fokussiert und diese gezielt anspricht. Sein Hauptslogan ist „not me,
us“ (nicht ich, sondern wir) und unterstreicht damit die aufkommende linke
Massenbewegung, die ihn unterstützt und dafür gesorgt hat,  dass er die
meisten  Einzelspenden  für  eine_N  Präsidentschaftskandidat_In  in  der
Geschichte der USA erhalten hat. Er nimmt keine Spenden von Konzernen an
und verweigert eine Zusammenarbeit mit ihnen. Er fordert höhere Steuern
für  Reiche,  Investitionen  in  Bildung,  Gesundheit,  Infrastruktur  und
Umweltschutz sowie die Schwächung der Macht der großen Konzerne in den
USA. Speziell aber feiern ihn seine Unterstützer_Innen für seinen Plan, ein
einheitliches Krankenversicherungssystem zu schaffen, in dem jeder Mensch
je nach Einkommen einzahlt und die gleichen (weitreichenden) Leistungen
bekommt (Single-Payer-Health-Care-System).  Dies würde sogar gegenüber
europäische Staaten einen Fortschritt darstellen, da auch hierzulande private
Krankenversicherungen bestehen und sich die Reichen von den Kosten der
Gesundheitsversorgung der Armen befreien. Für die USA ist es ein umso
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krasserer  Wandel,  da  es  praktisch  keine  flächendeckende,  staatliche
Krankenversicherung  gibt.  Ein  bedeutender  Teil  der  US-amerikanischen
Bevölkerung  ist  überhaupt  nicht  versichert,  ein  noch  größerer  Teil  ist
unterversichert, sodass sie für die meisten Leistungen draufzahlen müssen
und das bei massiv höhere Ausgaben für die Gesundheitsversorgung als in
Europa. Dieses System ist gut für die Reichen, die sich eine umfassende
Gesundheitsversorgung  leisten  können  oder  sogar  im  Gesundheitssektor
daran verdienen, und lässt die Armen ohne Möglichkeit zurück, sich um ihre
Versorgung  anständig  zu  kümmern,  ohne  gleichzeitig  unter  einem
Schuldenberg  begraben  zu  werden.  Es  wird  geschätzt,  dass  mehrere
Zehntausende  Menschen  jedes  Jahr  sterben,  weil  sie  sich  weder  die
Versicherung noch die Behandlung leisten konnten. Aktuell zeigt sich das
Problem der fehlenden Versicherung an der Ausbreitung des Corona-Virus,
weil  viele Menschen sich weder einen Test,  noch die Behandlung leisten
können und oftmals wird der Lohn nicht weitergezahlt,  wenn man krank
daheim bleibt. Deshalb ist insbesondere diese Forderung unfassbar beliebt
und  zwar  in  mehr  oder  weniger  allen  Wahlgruppen,  inklusive  der
Unterstützer_Innen  des  Establishments  der  Demokraten  und  den
Unterstützer_Innen  der  republikanischen  Partei.

Chancen und Schwächen

Neben  den  offensichtlichen  Vorteilen,  die  eine  Umsetzung  dieser  Politik
bedeuten würde, gibt es sogar noch bedeutendere Chancen, die allein schon
durch  seinen  Wahlkampf  und  Medienpräsenz  erreicht  werden.  Zunächst
einmal erleichtert es die Arbeit von Kommunist_Innen extrem, dass er einen
vollständig neuen Fokus in der US-amerikanischen Politik setzt und zwar in
mehrerer  Hinsicht:  Erstens  wird  durch  seine  Popularität  der  Begriff
„Sozialismus“, der in den USA für gewöhnlich mit „Unfreiheit“ gleichgesetzt
wird, neu und dabei deutlich positiver belegt. Zwar ist Sanders politisch eher
als linker Sozialdemokrat einzuordnen, jedoch bezeichnet er sich selbst als
demokratischer Sozialist und ein großer Teil der Jugend verbindet mit dem
Begriff  Sozial ismus  nun  soziale  Pol it ik  wie  eine  al lgemeine
Gesundheitsversorgung. Zweitens ist er gezwungen, seinen Wahlkampf weg
von identitätspolitischen Schwerpunkten hin zu programmatischen Fragen



auszurichten.  Als  weißer  heterosexueller  Mann  über  70  kann  man  halt
schlecht  sagen,  dass  man  deswegen  gewählt  werden  sollte,  weil  man
weiblich (Hillary Clinton), Person of Colour (Barack Obama), jung und/oder
LGBTIA ist (Pete Buttigieg). Dieser Fokus auf die Person ist aber absolut
üblich in der US-amerikanischen Politik  („Wählt  mich,  denn ich bin toll“
anstatt „Wählt mich, denn ich möchte tolle Politik machen“). Und drittens
spricht er die Frage der Klasse an und stellt klar heraus, dass die Interessen
der Reichen und die Interessen der arbeitenden Klasse entgegengesetzt sind
und  dass  momentan  eine  Politik  gegen  die  Interessen  der  arbeitenden
Klassen gemacht wird. Dies sind alles Punkte, die im Programm von Sanders
liegen und dafür sorgen, dass sich die Situation in den USA für linke Kräfte
massiv verbessert.

Schließlich führt das Establishment der Demokrat_Innen einen schmutzigen
Kampf gegen Sanders und versucht mit aller Kraft zu verhindern, dass er
Kandidat  wird.  Verleumdungen,  undemokratische  Tricksereien  beim
Wahlvorgang (z.B. Behinderung der Wahlen in Gegenden, wo demographisch
viele  Sanders-Supporter  wohnen)  und  Hinterzimmerdeals  zwischen  den
restlichen Kontrahent_Innen sind da nur einige der Manöver. Dies macht
allen Unterstützer_Innen dieser Politik klar, dass die demokratische Partei
eine  Partei  der  herrschenden  Klasse  ist  und  ihnen  die  Interessen  der
arbeitenden Klasse und der unterdrückten Gruppen scheiß egal sind. Dieser
Konflikt wird Sanders zwar aufgezwungen, bietet jedoch die größte Chance
einer  Arbeiter_Innenpartei  in  den  USA  seit  Jahrzehnten,  da  es  dadurch
immer leichter wird, klar zu machen, auf welcher Seite die Demokrat_Innen
wirklich  stehen.  Viele  in  der  Bewegung  radikalisieren  sich  dadurch
zunehmend und verlangen nach einer Politik, die sich nicht nur weg von der
Demokratischen Partei sondern auch weg vom bloßen Parlamentarismus hin
zu einem Kampf auf der Straße und in den Betrieben wendet.

Genau hier liegen aber auch die Schwächen von Sanders. Seine Politik hat
Grenzen und falsche Grundannahmen, indem er zwar durch die Reformen
eine massive Verbesserung erkämpfen könnte, diese Veränderungen jedoch
nur  durch  Wahlen  und  Parlamente  bewirkt  werden  und  nicht  das
kapitalistische  System  als  solches  überwunden  werden  soll.  Dazu  sind



folgende  weitere  Punkte  hierbei  relevant.  Wie  oben  bereits  angedeutet,
scheut er den Kampf mit den Demokrat_Innen. In den USA ist die Vorstellung
vorherrschend,  dass  wer  als  l inker  Kandidat  unabhängig  als
Präsidentschaftskandidat_In antritt, den Rechten zum Sieg verhilft, weil die
Person  die  Stimmen  spalte.  Hauptschuldig  ist  daran  zwar  das

undemokratische  Wahlmenschen-System2,  trotzdem werden  auch  Sanders
Spaltungsabsichten vorgeworfen. Leider dreht er diesen Vorwurf nicht um,
indem er die Führung der Demokrat_Innen angreift und entlarvt, dass sie
undemokratisch handelt und gegen die Interessen der arbeitenden Klasse
Politik  macht  und  somit  eine  Einheit  mit  diesen  Kräften  den  Interessen
unserer Klasse nicht hilft. Stattdessen ordnet er sich diesem Vorwurf unter.
2016 hat er Hillary Clinton nach seiner Niederlage unterstützt und in dem
aktuellem Vorwahlkampf  sagt  er,  Biden könne Trump schlagen.  Generell
stellt er die Einheit der demokratischen Partei hoch und schürt somit auch
weiter Illusionen in diese bürgerliche Partei.

Notwendigkeit
einer unabhängigen Arbeiter_Innenpartei

Das  Problem  an  klassenübergreifenden  Bündnissen  ist,  dass  die
Arbeiter_Innenklasse  und  die  Unternehmer_Innen  entgegengesetzte
Interessen haben und deshalb faktisch immer ein Interesse dem anderen
untergeordnet wird. Bei der demokratischen Partei handelt es sich nun aber
nichtmal  um ein solches Bündnis,  sondern eine offen bürgerliche Partei,
welche  durch  winzige  Reformen,  Rhetorik  und  Alternativlosigkeit  auch
Unterstützer_Innen  in  der  Arbeiter_Innenklasse  hat.  Viele  Sanders-
Unterstützer_Innen glauben, diese Partei reformieren zu können, jedoch wird
dies nicht möglich sein. Die komplette Partei ist von Strukturen durchzogen,
welche  sicherstellen,  dass  der  Einfluss  des  Kapitals  bestehen bleibt  und
dominiert.  Was  wir  in  den  USA  benötigen,  ist  eine  neue,  eine
Arbeiter_Innenpartei, welche sich auf die Gewerkschaften und die arbeitende
Klasse sowie andere unterdrückte Gruppen stützt und deren Kämpfe zum
Zwecke einer Massenbewegung verbindet. So könnten auch die Unruhen, die
im  Rahmen  der  Me  Too,  der  Black-Lives-  Matter-Bewegungen  und  dem
„March for  our  lives“  aufkamen,  mit  den Kämpfen der  LehrerInnen und



anderer Arbeiter_Innen zu Streiks, Besetzungen und einem Erstarken des
Klassenkampfes zusammengeführt werden. Und somit gäbe es die Chance,
nicht nur eine Wahl zu gewinnen, sondern eine bleibende Grundlage für eine
sozialistische Revolution in den USA zu legen. Hierfür ist die Bewegung um
Sanders der beste Ansatz der letzten Jahrzehnte. Durch die Konfrontation mit
der  Führung  der  Demokrat_Innen  ist  dort  ein  Bewusstsein  für  die
Notwendigkeit des Konfliktes größer als bei Sanders selbst. Die Bewegung
hat viel Einfluss in Gewerkschaften, den Communitys der People of Colour
und vor allem der Jugend und sieht die Notwendigkeit starker Angriffe auf
die herrschende Klasse. Dort fällt die Losung einer Unabhängigen Partei auf
fruchtbaren  Boden.  Umso  mehr,  je  stärker  sich  der  Konflikt  mit  den
Demokrat_Innen zuspitzt. Momentan sieht es zahlenmäßig eher schlecht für
Sanders  aus,  sollte  es  aber  zum Beispiel  durch  die  wirtschaftliche  und
medizinische Corona-Krise doch zu dem Fall kommen, dass Bernie Sanders
zwar eine Mehrheit bei den Vorwahlen erhält, jedoch auf dem Kongress der

Demokrat_Innen  durch  die  Stimmen  der  Superdeligierten3  nicht  zum
Kandidat bestimmt wird, könnte der Konflikt zwischen Bewegung und Partei
auf die Spitze getrieben werden. Dann sind große Proteste zu erwarten und
der Unmut wird weiter ansteigen. Deswegen bietet Sanders eine solch große
Chance. Deswegen ist es essentiell in der Bewegung um Sanders zu arbeiten.
Nicht  um  Sanders  bedingungslos  zu  unterstützen,  sondern  um  klar  zu
machen, dass die Vorraussetzung für den Erfolg der Politik,  die Sanders
äußert,  die  Politik  der  arbeitenden  Klasse,  nur  durch  eine  neue  Partei
möglich ist, eine Arbeiter_Innenpartei.

1Er
spricht von „working class“, was nicht nur
„Arbeiter_Innenklasse“ im marxistischen Sinne, sondern
auch „Unterschicht“ heißen kann.

2In
jedem Bundesstaat bekommt die Person alle stimmen, die die Mehrheit
errungen hat. Bei einer knappen Mehrheit könnte also fast die
Hälfte der Stimmen wertlos werden.



3Dies
sind Deligierte, die nicht an die Ergebnisse der Vorwahlen gebunden
sind, jedoch bestimmen, wer gewinnt, wenn keine_R eine absolute
Mehrheit erringt. Da diese zum Großteil aus Establishment-treuen
Politiker_Innen bestehen, entscheiden sie sich höchstwahrscheinlich
gegen Sanders.

Defender  2020  abgesagt,  aber
der  Kampf  gegen  Militarismus
geht weiter!
Florian Schwerdtfeger

Ein
Gutes hat die Corona-Pandemie doch: Der größte Truppenübung gegen
Russland seit 25 Jahren musste abgesagt werden. „Defender 2020“
hieß die militärische Giga-Übung der NATO. Gar nichts davon
mitbekommen? Kein Wunder, während die Bundesregierung versucht hat,
keinen großen Wirbel um das Thema aufkommen zu lassen, haben
antimilitaristische Linke und Friedensbewegungen es nicht geschafft,
eine größere gesellschaftliche Protestdynamik um das Thema herum zu
entwickeln. Die Linkspartei hat es zu einem Lippenbekenntnis gebracht
und das Manöver kritisiert. In einigen Städten gab es
Demonstrationen. Aber eine groß angelegte Mobilisierung gegen
Defender gab es nicht. Was die Kriegsgegner_innen nicht geschafft
haben, hat nun ein Virus erledigt: „Defender 2020“ wurde
abgesagt.

Doch
was war eigentlich geplant? Das NATO-Manöver sollte nicht nur die
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letzten großen Übungen der NATO übertrumpfen, wie z.B. das
Kampfmanöver in Norwegen 2018, sondern sollte auch das größte seit
dem Kalten Krieg werden. Dabei sollte trainiert werden, wie schnell
Truppen und Material aus den USA in das Baltikum und Polen verlegt
werden können, was zufälligerweise strategisch wichtige Orte in
einem Krieg gegen den traditionellen Erzfeind Russland wären. Auch
wenn Generalleutnant Martin Schelleis erklärte, dass Russland nicht
Anlass der Übung sein solle, ist es mehr als deutlich, dass es sich
um ein Abschreckungs- und Vorbereitungsmanöver handelt.In
Militärkreisen wurde von ungefähr 37.000 Soldat_Innen vorrangig aus
den USA und rund 20.000 Stück an Materialien wie Waffen und
Fahrzeugen gesprochen. 5500 US-amerikanische Streitkräfte sind
aufgrund der Absage der Militärübung letztlich nur gekommen und
sollen nun wieder rückgeführt werden.

Auch  die  deutsche  Verteidigungsministerin  AKK hatte  sich  schon  darauf
gefreut,  kräftig  mitzumischen.  Neben  der  Beteiligung  einiger  tausend
Bundeswehrsoldat_Innen wollte Deutschland seine geostrategische Position
vor  allem  zur  zentralen  Verkehrsdrehschreibe  und  zum  militärischen
Logistikzentrum ausbauen.  Dieses  Vorgehen  beruht  ganz  auf  der  neuen
Doktrin,  die  in  den  letzten  Jahren  von  Bundespräsident  und
Verteidigungsministerium ausgegeben wurden: Schluss mit der „Kultur der
militärischen Zurückhaltung“, Deutschland müsse „mehr Verantwortung auf
der Weltbühne übernehmen“. Nach der letzten Wirtschaftskrise hat sich der
Kampf unter den führenden imperialistischen Mächten um das größte Stück
eines kleiner werdenden Kuchens verschärft. Der Ton ist rauer geworden,
multilaterale Abkommen wurden aufgekündigt. Zwischen den USA und China
entbrennt  ein  Handelskrieg,  der  auch die  EU in  die  Auseinandersetzung
hineingezogen  hat.  Im  syrischen  Bürger_Innenkrieg,  schon  lange  ein
Stellvertreter_Innenkrieg,  kommt  es  zu  direkten  militärischen
Konfrontationen zwischen Russland und der NATO-Partnerin Türkei. Auch
das deutsche Kapital bangt nun um seinen Platz an der Sonne und greift zu
zunehmend aggressiveren Methoden.

Über



2,5 Millionen Euro hat die Bundesregierung allein für die deutsche
Beteiligung klar gemacht. Wie viele Corona-Test-Kits, Beatmungsgeräte
oder Lohnerhöhungen für schwer arbeitende Pflegekräfte auf den
Intensivstationen hätte man damit wohl finanzieren können? Der
Bundesregierung scheint die militärische Absicherung deutscher
Profitinteressen wohl wichtiger zu sein als die Rettung von
Menschenleben. Mal abgesehen von der massiven Klimabelastung, die
entsteht, wenn zehntausende Soldat_Innen und tausende Tonnen von
Panzern und Kriegsgerät über den halben Erdball transportiert
werden. Wie viele Steuergelder werden allgemein verbrannt, zuerst um
überhaupt ein Militär auf die Beine zu stellen, es zu unterhalten
und dann auch noch um die Infrastruktur der Länder wieder Instand zu
setzen, weil die Transporte die Straßen und Schienen, mehr belasten
als der übliche Verkehr?

Als
kommunistische Jugendorganisation treten wir für die Entwaffnung und
Abschaffung aller Armeen und Heere von kapitalistischen Staaten ein.
Ihre Funktion ist es, die wirtschaftlichen und geostrategischen
Interessen von kapitalistischen Nationalstaaten auf brutale und
mörderische Art und Weise zu verteidigen. Diese Interessen sind
nicht die unseren, da nicht Volk und Vaterland, sondern allein die
internationale Solidarität der Unterdrückten und Ausgebeuteten uns
befreien kann. Die Arbeiter_Innenklasse und besonders die Jugend sind
die ersten, die im Kriegsfall hungern müssen und die an die Front
zum Sterben geschickt werden. Dadurch liegt es aber auch in ihrer
Macht den Krieg zu beenden, so wie es die Kieler Matrosen im 1.
Weltkrieg getan haben.

Obwohl
die NATO-Manöver eine Aggression gegenüber Russland darstellen,
dürfen wir nicht in die Falle tappen, in Putin den großen
antiimperialistischen Helden zu sehen. Stalinistische Organisationen
wie die SDAJ oder DKP vertreten eine solche Position. Für uns stellt
das Russland von heute jedoch eine ebenso imperialistische Macht dar,



wie es die USA, Deutschland oder Großbritannien sind. Wir vertreten
in Kriegen eine Position, welche darauf abzielt, jene Handlungen zu
unterstützen und zu fordern, welche die Welt näher an das Ziel der
sozialistischen Revolution bringen. Das heißt, dass wir im Falle
eines Krieges zwischen NATO und Russland für die Niederlage beider
imperialistischer Mächte (bzw. Militärbündnisse) eintreten, um den
Kampf der Nationen in einen Kampf der Klassen umzuformen. Dies tun
wir, weil bei einer Niederlage die Klassenwidersprüche in der
entsprechenden Nation zugespitzt werden und die Illusion der
nationalen Einheit von Unternehmer_Innen und Arbeiter_Innen
zerbricht. Denn keine imperialistische Macht soll Siegerin über die
andere sein, sondern die unterdrückten Massen müssen die Schwäche
der Kapitalist_Innen im Kriegsfall ausnutzen, um sich von der
Unterdrückung zu befreien und eine sozialistische Rätedemokratie
aufzubauen.

Praktisch
heißt das für uns, jegliche Militarisierung in Deutschland immer
und überall zu bekämpfen. Das kann heißen, Großdemos zu
organisieren, wenn ein neuer Militäretat anstelle eines Ausbaus der
Krankenhäuser beschlossen wird. Das muss aber auch heißen, dort wo
wir uns tagtäglich bewegen, also in unseren Schulen, Unis und
Betrieben, für Antimilitarismus einzutreten. Wenn der
Geschichtslehrer mal wieder von der einstigen Stärke der deutschen
Wehrmacht schwärmt, sollten wir unseren Mund aufmachen und Kontra
geben! Kommt das nächste Mal ein Bundeswehroffizier in den
Ethikunterricht, um fürs Sterben zu werben, könnten wir
Blockadeaktionen oder Flashmobs organisieren. Antimilitarismus hat
viele Gesichter aber ein Motto: Nie wieder Krieg!



Crash, Kürzung und Corona
Christian Mayer & Felix Ruga

Nachdem die
Kursverläufe an der Börse in den letzten Jahren vergleichsweise
stabil verlaufen sind, brechen sie seit ca. einem Monat weltweit
rapide ein. Und spätestens mit der Ausbreitung des Corona-Virus‘ zur
Pandemie wird die globale Krise immer greifbarer. Doch betrachtet man
zentrale Wirtschaftszweige in Deutschland wie Autos oder Chemie, war
es nur eine Frage der Zeit, denn der Niedergang war dort schon in
vollem Gange.

Was zuvor geschah:
Die deutsche Industrie baut auch ohne Virus ab.

In den letzten sechs
Monaten wurden von verschiedenen mittelgroßen bis großen
Unternehmen Stellenabbau und Sparprogramme angekündigt, nachdem
ständig das Wirtschaftswachstum nach unten korrigiert wurde und sich
überall die Sorge um eine kränkelnde Industrie breit machte.
Hauptsächlich kündigten die großen Autobauer diese Sparprogramme
an, die sehr harte Einschnitte bei der Belegschaft darstellen. Egal
ob nun VW, Daimler, Audi oder auch Zulieferer wie Bosch, Continental,
Mahle, Brose; ja sogar der Chemiekonzern BASF hat Personalabbau von
insgesamt mehreren 10.000 Beschäftigten angekündigt.

Die offiziellen
Begründungen seitens der Kapitalist_Innen waren damals zumindest in
der Automobilindustrie immer dieselben: Neben den Altlasten des
„Abgasskandals“ müsse man auf die aktuellen Entwicklungen des
Weltmarktes reagieren, bzw. Geld für die bevorstehende
„Transformation“ beiseitelegen. Mit „Transformation“ ist hier
die Umstellung auf E-Mobilität gemeint, wie auch die Einführung von
Industrie 4.0 im Zuge einer weiter voranschreitenden Digitalisierung
der Produktionsprozesse. Laut Studien werden mehrere 100.000
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Arbeitsplätze allein durch die Einführung vollständig
automatisierter Fertigungsprozesse überflüssig, die ohne
menschliches Zutun auf Basis der Nutzung von künstlicher Intelligenz
ablaufen und bei der die Maschinen mittels Datennetzen miteinander
kommunizieren. Nichts anderes bedeutet die Einführung von Industrie
4.0: Es wird ein riesiges Heer an Arbeitskräften freigesetzt, die
alle auf den Arbeitsmarkt drängen und nach Ersatzbeschäftigungen
suchen. Diese kann aber das bestehende System nicht anbieten, da
mögliche Umschulungsprogramme aus Kostengründen abgelehnt werden.

In den letzten 10
Jahren, also seit der letzten großen Finanzkrise, hat sich die
Weltwirtschaft sehr unterschiedlich entwickelt.
Zwar konnten sich große Binnenwirtschaften wie die der USA
wieder erholen und Länder wie China verzeichnen seit Jahren ein
permanent hohes Wirtschaftswachstum. Allerdings konnten andere
Wirtschaftsräume wie die EU kaum bis gar kein Wachstum erzielen, die
gegenteilige Entwicklung ist der Fall. Auch Lateinamerika, das eine
Zeit lang der Hoffnungsträger für die positive Entwicklung der
Weltwirtschaft war, steckt seit Jahren in einer zunehmenden Krise
fest. Allein Staaten wie Venezuela oder auch Argentinien stehen am
Rande des Staatsbankrotts mit noch nicht absehbaren Folgen für die
lokale wie auch die Weltwirtschaft und das trotz eines
Freihandelsabkommens zwischen den Staaten des Mercosur-Raumes und der
EU. Dies wurde noch mit einem beschleunigenden Niedergang an den
Rohstoffmärkten verstärkt. Vor allem der Ölpreis fiel schon seit
letztem September im Zuge fehlgeschlagener Verhandlungen zwischen den
ölfördernden Ländern rapide und man sprach schon von einer neuen
Ölkrise. Dies stellt eine existentielle Bedrohung für die Länder
dar, die von dessen Förderung abhängig sind. Hinzu kommen auch die
nach wie vor unklaren Auswirkungen des Brexits, bei dem die
Feinarbeiten an der Entflechtung der Wirtschaftsbeziehungen zwischen
den EU-Staaten und Großbritannien erst begonnen haben.

Die



Corona-Pandemie ist also letztlich nur ein Auslöser aber nicht die
Ursache der Wirtschaftskrise. Diese liegt weitaus tiefer in der
kapitalistischen Produktionsweise selber. 2007/2008 ist sie in eine
tiefe Absatzkrise geraten, sodass die Produktivität und die
Investitionen massiv gesunken sind. Diese Krisenursachen wurden
jedoch nicht behoben, sondern nur durch Niedrigzinspolitik und
riesige Bankenrettungspakete abgefedert und das hat bis heute
destabilisierende Auswirkungen auf die Wirtschaft, indem sich zum
Beispiel durch Spekulation in einigen Sektoren große Blasen bilden.

Und dann auch noch
Corona

In diese Schwächelage
hat nun Anfang diesen Jahres ein weiterer Faktor die Karten neu
gemischt: das Corona-Virus. Die Auswirkungen und dabei vor allem die
notwendigen Maßnahmen zur Eindämmung der Verbreitung sorgen seitdem
dafür, dass die so empfindliche globalisierte Marktwirtschaft
vollends crasht. Wir sollten
uns jedoch nichts vormachen: Die Quarantänemaßnahmen, die in vielen
kapitalistischen Staaten beschlossen wurde, sind nicht aus
Menschenliebe passiert. Vielmehr drücken sie Kalkulationen des
Kapitals aus, dass eine ungehemmte Ausbreitung der Pandemie die
Wirtschaft mehr kosten würde, als es aktuellen Schutzmaßnahmen tun.
Das ewige Hinundher und das lange Zögern der bürgerlichen
Regierungen widerspiegeln diesen Abwägungsprozess, der darüber
hinaus auch schnell zu anderen Resultaten kommen kann.

Die Rezession hat sich
jedoch schon vor der Pandemie abgezeichnet: China als Lokomotive des
Weltmarktes wurde als erstes in der Millionenstadt Wuhan getroffen
und hat Ende Januar begonnen, riesige Gebiete vom Verkehr abzuriegeln
und mit Essen und medizinisch zu versorgen, was sowohl Kapital als
auch Arbeitskraft band. Das öffentliche Leben vor Ort kam durch
Ausgangssperren zum erliegen und in ganz China wurden
Wirtschaftsabläufe gestört und teilweise heruntergefahren, wenn



deren Produktion mit den abgeriegelten Gebieten zusammenhing. Dadurch
sank zunächst der Ausstoß und bald auch die Nachfrage des
chinesischen Marktes und damit kamen auch weltweite Produktions- und
Lieferketten zum Erliegen. Ironischer Weise kann etwa das
Organisieren von Nachschub für Atemschutzmasken schwieriger sein, da
diese überwiegend in China produziert werden. Auch Apple spürte die
ersten Auswirkungen schon damals, da z.B. der Elektronik-Riese
Foxconn ebenfalls überwiegend in China produzieren lässt und Apple
mit massenhaft Teilen beliefert. Daher wurde auch der
Produktionsbeginn für ein neues Smartphone um Monate verschoben.
Gerade anhand der Ausfälle in der Produktion kann man sehr gut
sehen, wie stark die Abhängigkeit von China als Produktionsstandort
weltweit geworden ist.

Diese Belastung wurde
selbstverständlich ungleich verstärkt, indem sich Covid-19 von
einer lokalen Massenerkrankung zur Pandemie entwickelt hat und nun
vor allem Europa und die USA betrifft. Dadurch bricht nun Panik aus,
jedes Land fährt einen nationalen Alleingang und die Grenzen werden
dicht gemacht. Dies blockiert nun auch hier die Produktions- und
Lieferketten. Dazu werden wie auch in China heftige und sehr
autoritäre Einschränkungen des öffentlichen Lebens wie
Ausgangssperren und Zwangsschließungen öffentlicher Treffpunkte
verordnet. Zwar werden die meisten Industriestandorte nicht
zwangsgeschlossen, doch aus Gewinneinbrüchen fahren Stück für
Stück alle großen Betriebe runter: Zunächst die Flug- und
Reiseunternehmen, nun auch die Autoindustrie, Zulieferer,
Chemieunternehmen und weite Teile der restlichen Industrie. Wenige
schaffen es, dann doch noch mit der Krise ihre Profite zu machen:
Trigema macht jetzt Atemschutzmasken, BASF Desinfektionsmittel,
Maschinenbauunternehmen wechseln zu Beatmungsgeräten.
Selbstverständlich ist das bloß ein Tropfen auf den heißen Stein,
die deutsche Industrie hat momentan nichts zu lachen und die Börsen
befinden sich auch im freien Fall. Wie tief der Fall wird, kann
natürlich niemand voraussehen.



Wie
die Staaten reagieren und was wir machen müssen!

Die  staatlichen  Hilfsmaßnahmen  für  das  nationale  Kapital  sind  dabei
weitestgehend  ausgereizt:  Der  Leitzins  kann  nicht  mehr  gedrückt,  die
Steuern für’s Kapital kaum noch herabgesenkt werden. Klar ist,  dass die
Unternehmen  versuchen  werden,  die  Kosten  der  Krise  auf  die
Arbeiter_Innenklasse abzuladen. Wenn wir keinen Widerstand organisieren,
warten also massive Entlassungswellen, prekäre Beschäftigungsverhältnisse,
Sozialkürzungen und der weitere Abbau öffentlicher Dienstleistungen auf
uns.

Ebenso
werden die kapitalistischen Staaten, die zur Eindämmung der Pandemie
dringend nötigen Einschränkungen von Produktion und öffentlichem
Leben nicht solange aufrechterhalten können, wie es aus
medizinischer Sicht notwendig wäre. Kein kapitalistischer Staat kann
über mehrere Monate oder gar Jahre hinweg mit einem so niedrigen
Produktionsniveau überleben. Da im Kapitalismus Profite mehr als
Menschenleben zählen, werden die Infektionsschutzmaßnahmen
spätestens dann zurückgefahren, wenn sie für die Kapitale zu teuer
werden. Und, wenn ein Staat beginnt die Wirtschaft wieder
hochzufahren, müssen die anderen nachziehen, da ein derartiger
Konkurrenznachteil ihr volkswirtschaftliches Todesurteil bedeuten
könnte. Es warten also nicht nur massive soziale Angriffe, sondern
auch ein tausendfaches Sterben auf uns.

Eine
internationale sozialistische Planwirtschaft könnte dagegen über
längere Zeit hinweg mit dem rein gesellschaftserhaltenden
Produktionsniveau überleben, da es in ihr ja keinen
konkurrenzbedingten Zwang zur Profitmaximierung gibt. Ebenso wäre
sie weitaus schneller und effektiver in der Lage, die Produktion auf
die dringend notwendigen Güter wie Beatmungsgeräte,
Desinfektionsmittel, Atemschutzmasken etc. umzustellen. Es gäbe
genug Intensivbetten für alle, da das Gesundheitssystem als



gesellschaftliche Aufgabe verstanden wird, in der Sparmaßnahmen,
Privatisierungen, Pflegemangel oder Fallpauschalen keinen Sinn
ergeben. Auch die ökonomische Existenz eines jeden Menschen wäre
gesichert, da niemand um seinen_ihren Arbeitsplatz oder seine_ihre
Miete fürchten müsste. Da es auch keine nationale Abschottung und
Konkurrenz um das Patent für Impfstoffe gäbe, wäre auch (im
Gegensatz zu den aktuellen nationalen Alleingängen) ein
koordiniertes internationales Vorgehen gegen die Pandemie möglich.

Der  Kampf  für  ein  anderes  Wirtschafts-  und Gesellschaftssystem beginnt
damit,  dass  wir  uns  den  geplanten  Angriffen  auf  unsere  Klasse
entgegenstellen.  Die  Gewerkschaften  und  Arbeiter_Innenparteien  sind
dagegen aktuell eher auf nationalistischen Kuschelkurs mit dem Kapital aus.
Aus den Reihen der Linkspartei wurde geäußert, dass es aktuell „nicht die
Zeit  für  Oppositionspolitik“  sei.  Wir  Arbeiter_innen,  Jugendliche  und
Migrant_innen  müssen  unsere  Interessenvertretungen  durch  eigene
Forderungen unter Druck setzen und selber die Initiative ergreifen, wenn wir
das Schlimmste verhindern wollen. Wir fordern:

Keine Entlassungen während der Pandemie! Volle Lohnfortzahlung
aus den Profiten der Kapitalist_Innen!
In Berufen, die die gesellschaftliche Grundversorgung garantieren,
müssen  die  Arbeiter_Innen  ausreichenden  Arbeitsschutz,
Arbeitszeitverkürzungen  und  massive  Lohnerhöhungen  erhalten!
In  allen  Berufen  30-Stunden-Woche  bei  vollem  Lohn  und
Personalausgleich!
Kostenlose Test-Kits,  Atemschutzmasken, Desinfektionsmittel,  Seife
und Handschuhe für alle! Die dafür notwendigen Fabriken müssen
sofort  entschädigungslos  enteignet  und  unter  Kontrolle  der
Beschäftigten  gestellt  werden,  um  die  Produktion  auf  die
notwendigen Güter umzustellen. Für Beatmungsgeräte statt SUVs!
Verstaatlichung aller Kliniken, Pharmakonzerne, Forschungsinstitute
und Labore!
Für offene Grenzen, um auch Menschen aus anderen Ländern vor
Corona retten zu können!



Corona war nur Auslöser der Krise, nicht die Ursache! Das Problem
liegt im kapitalistischen System!

Corona-Gefahr:  Gewerkschaften
müssen handeln!
Wir  teilen  hier  die  Stellungnahme  der  Vernetzung  für  kämpferische
Gewerkschaften, an deren Konferenz wir im Januar teilnahmen. Siehe dazu
hier:

http://www.vernetzung.org

http://onesolutionrevolution.de/strategiekonferenz-kaempferischer-gewerksc
hafter_innen/

Sofortmaßnahmen im Interesse der abhängig Beschäftigten!

Die Folgen des Virus werden weltweit vor allem die arbeitenden Klassen
treffen:  diejenigen,  die  schlecht  entlohnt  die  Pflegearbeit  mit  Infizierten
übernehmen  müssen;  das  Krankenhauspersonal,  das  unterbezahlt  und
schlecht  ausgestattet  schon  vor  der  Pandemie  weit  über  seine
Belastungsgrenzen hinaus arbeiten musste; diejenigen Kassenpatient*innen,
die in den nächsten Wochen und Monaten in diesem schlecht ausgestatteten
und durch die Lage überlasteten Gesundheitswesen versorgt werden müssen;
und natürlich all diejenigen, die nicht entschädigte Ausfälle oder Minderung
von Einkommen haben.

Unmittelbar muss alles getan werden, um eine Ausbreitung zu
verlangsamen. Unmittelbar wird von der Regierung beschlossen, Schulen,
Kitas
und andere öffentlichen Einrichtungen zu schließen und Veranstaltungen
abzusagen. Allerdings soll die Produktion weiterlaufen wie bisher, um dem

https://onesolutionrevolution.de/corona-gefahr-gewerkschaften-muessen-handeln/
https://onesolutionrevolution.de/corona-gefahr-gewerkschaften-muessen-handeln/
http://www.vernetzung.org
http://onesolutionrevolution.de/strategiekonferenz-kaempferischer-gewerkschafter_innen/
http://onesolutionrevolution.de/strategiekonferenz-kaempferischer-gewerkschafter_innen/


Kapital seine Profite zu sichern. Doch die abhängig Beschäftigten werden
damit
allen Risiken der Ansteckung voll ausgesetzt. Kolleg*innen in Italien sind
deshalb bereits in vielen Betrieben in den Streik getreten, mit der Forderung,
dass auch sie freigestellt werden.

Die Bundesregierung und die EU sind jetzt schnell mit
Zusicherungen von Milliardenhilfen für die Unternehmen aufgrund
wirtschaftlicher Einbußen bei der Hand. Sie handeln auch angesichts einer
drohenden weiteren Ausbreitung des Virus und möglichen weiteren Toten ‒
wie immer ‒
im Interesse von Banken und Konzernen.

Jetzt müssen die Gewerkschaften klare Forderungen stellen,
um die Beschäftigten vor den Auswirkungen einer Epidemie und neben den
gesundheitlichen  Folgen  auch  vor  Lohnverlust,  Arbeitsplatzverlust  und
sonstigen
wirtschaft l ichen  Schäden  wie  fehlende  Einzahlungen  in  die
Sozialversicherungen
zu  schützen!  Der  Druck  muss  unmittelbar  auf  die  Regierung  aufgebaut
werden. Die
Gewerkschaften müssen, wenn nötig Streikmaßnahmen durchführen.

Wir, die Vernetzung für kämpferische Gewerkschaften (VKG),
schlagen folgende Forderungen vor:

Sofortige vorübergehende Schließung nicht nur aller
Bildungseinrichtungen sondern auch aller Betriebe mit Ausnahme
derjenigen,  die  für  die  lebensnotwendigen  Versorgungsabläufe
gebraucht
werden.
Gesellschaftlich sinnvoller Plan, auf welche Produktion
(Lebensmittel, Schutzkleidung Medikamente…) und Dienstleistungen
(Pflege, Medizin, Feuerwehr, Transport…) in den nächsten Wochen
nicht
verzichtet werden kann oder die noch ausgebaut werden müssen, wie



zum
Beispiel neue oder wieder geöffnete Krankenhäuser
Entscheidung über diese Maßnahmen durch demokratisch gewählten
Gremien aus Vertreter*innen aus Belegschaften, Gewerkschaften,
Mediziner*innen, die rechenschaftspflichtig sein müssen
Anstatt Sonderurlaub oder Kurzarbeitergeld: Freistellung bei voller
Lohnfortzahlung für den gesamten Zeitraum
Sonderfonds für Ausgleichszahlungen an Scheinselbständige und
Beschäftigte  mit  Stundenverträgen  für  alle  Verdienstausfälle.
Niemand
darf aufgrund der aktuellen Situation in eine Notlage geraten!
Für Beschäftigte, die in dieser Zeit eine gesellschaftlich
notwendige Arbeit verrichten müssen, Bereitstellung von
Not-Kinderbetreuung und einen Sonderzuschlag,  insbesondere  bei
viel
Kontakt mit der Öffentlichkeit (z.B. in Supermärkten).
Für  Beschäftigte  in  medizinischen Einrichtungen:  Wahlweise  70%
Lohnaufschlag oder Abfeiern der Sonderschichten.
Für Beschäftigte, die aufgrund ihrer Tätigkeit besonders viel
Kontakt mit Menschen haben: Bereitstellung aller erforderlichen
Schutzmaßnahmen  wie  Desinfektionsmittel,  Schutzkleidung
besonders  in  den
medizinischen Einrichtungen.
Zentrale Beschaffung von Schutzausrüstungen
Sofortige  Beschlagnahme  notwendiger  Medikamente,
Beatmungsgeräte und Schutzausrüstung von den Konzernen
Sofortige Millionärs- und Milliardärsabgabe zur Finanzierung eines
Notprogramms
Als Lehre aus dieser Virus-Krise: breite Kampagne aller
DGB-Gewerkschaften – unter Einbeziehung von Streikmaßnahmen –
für
Milliardeninvestitionen ins Gesundheitssystem, ein Ende des
Fallpauschalensystems, medizinische Einrichtungen müssen die
tatsächlichen Kosten medizinisch sinnvoller Maßnahmen erstattet
bekommen.



Überführung aller einschlägigen Einrichtungen in die Öffentliche
Hand (z. B. Rekommunalisierung der Krankenhäuser) unter Kontrolle
der
dort Beschäftigten und der Öffentlichkeit. Bis zur Umsetzung dessen
dürfen Krankenhäuser keine Profite ausschütten. Alle von den
Krankenkassen  überwiesenen  Gelder  müssen  für  das  Wohl  der
Patientinnen
und Patienten eingesetzt werden.
Gesetzliche Personalbemessung nach Bedarf! Massive Aufwertung
der Krankenpflege-Berufe. Als ersten Schritt sollen alle Pflegeberufe
um
500 Euro pro Monat aufgewertet werden. Bessere Bezahlung von
Pflegekräften ist der wichtigste Baustein, um den Pflegenotstand zu
beenden!
Arbeitsplätze verteidigen: Verstaatlichung von Betrieben, die
entlassen wollen, unter demokratischer Kontrolle und Verwaltung der
arbeitenden Bevölkerung, um die Produktion gesellschaftlich sinnvoll
planen zu können.
Internationale Solidarität: Für internationale Kooperation und
gegenseitige Unterstützung im Kampf gegen Corona, keine Profite
mit
Impfstoffen und Medikamenten gegen Corona.
Pharmakonzerne  in  öffentliches  Eigentum  unter  demokratischer
Kontrolle und Verwaltung durch die arbeitende Bevölkerung
Hilfe für Menschen in Not organisieren: Sofortige Hilfe für die
Geflüchteten  an  der  griechischen  Grenze,  sichere  Fluchtwege,
Aufnahme  in
Deutschland und in der EU. Wiederherstellung bzw Ausweitung des
Asylrechts.
Schutz vor Folgen und für die nächsten Monate: konsequenter
Kampf für den Erhalt aller Arbeitsplätze und Einkommen durch die
Gewerkschaften, nicht die Beschäftigten dürfen für die Krise zahlen!

Bringt  Forderungen  wie  diese  in  den  Betrieben  und  gewerkschaftlichen
Gremien ein. Kontaktiert die VKG,

https://www.vernetzung.org/


wenn ihr euch mit anderen Kolleg*innen zusammen schließen wollt, um
gemeinsam dafür zu sorgen, dass Druck in diese Richtung aufgebaut wird.

Das Flugblatt mit diesem Text könnt Ihr Euch hier
h e r u n t e r l a d e n  u n d  a u s d r u c k e n :
https://www.vernetzung.org/wp-content/uploads/2020/03/Corona-Flugi-VKG.p
df

Corona-Pandemie: 4 Fragen und
4 revolutionäre Antworten!
Kein Thema hat in letzter Zeit unsere Gespräche, Gedanken und Social Media
Feeds so geprägt wie das neuartige Coronavirus / Sars-CoV-2, kurz: Corona.
Weltweit ist bereits eine Viertelmillion Menschen an dem Virus erkrankt,
wovon bisher etwas fast 12.000 (Stand 21.3.) Menschen sterben mussten.
Europa ist,  nachdem in China die Zahl von Neuinfektionen wieder leicht
rückgängig ist, zum neuen Zentrum der Pandemie geworden. Nachdem die
Zahl von Infizierten in Italien blitzartig in die Höhe schoss, ist ein ähnlich
steiler  Anstieg  auch  in  Deutschland  zu  beobachten.  Vor  einigen  Tagen
meldete sich nun auch Kanzlerin Angela Merkel in einer Fernsehansprache
zu Wort: Die Rede war vor allem vom Zusammenhalten, von Vertrauen und
von Geduld.  Man könnte sie  auch so verstehen,  dass wir  alle  schön die
Klappe halten und machen sollen, was man uns sagt. Das würde nämlich
bedeuten, dass wir stillschweigend hinnehmen, wie deutsche Banken und
Unternehmen durch Milliardenkredite gerettet werden, während wir durch
Entlassungen, Kurzarbeiter_Innengeld und Grundrechtseinschränkungen die
Kosten dessen tragen sollen. Aber ist in der aktuellen Krisensituation der
richtige Zeitpunkt für Widerstand? Diese und andere Fragen wollen wir hier
beantworten.

Sollten wir nicht gerade jetzt in der Krise zusammenhalten und Kritik

https://www.vernetzung.org/wp-content/uploads/2020/03/Corona-Flugi-VKG.pdf
https://www.vernetzung.org/wp-content/uploads/2020/03/Corona-Flugi-VKG.pdf
https://onesolutionrevolution.de/corona-pandemie-4-fragen-und-4-revolutionaere-antworten/
https://onesolutionrevolution.de/corona-pandemie-4-fragen-und-4-revolutionaere-antworten/


hinten anstellen?

Zusammenhalten sollten wir auf jeden
Fall, denn die aktuell stattfindenden Einschränkungen im
öffentlichen Leben und die permanente Angst, sich anzustecken, sind
für uns alle nicht leicht. Positiv sind in diesem Zusammenhang die
an vielen Orten entstehenden Nachbarschaftsinitiativen zur
Lebensmittelversorgung. Hierbei muss aber klar angeprangert werden,
dass diese vor allem deshalb notwendig werden, weil der Staat in
dieser Versorgungsaufgabe versagt.

Die Frage ist für uns, mit wem wir
zusammenhalten. Sicherlich nicht mit den Bossen, die unsere Löhne
kürzen, uns entlassen oder uns auf der Arbeit mit schlechten
Schutzmaßnahmen einem erhöhten Infektionsrisiko aussetzen.
Bestimmte Beschäftigungsverhältnisse wie Scheinselbstständigkeit,
Stunden- oder Projektverträge und Angestellte im Gastro- und
Kulturbetrieb sind aktuell besonders hart betroffen. Während wir uns
also fragen, wie wir unsere Miete bezahlen sollen, versuchen die
Unternehmer_Innen ihre getätigten Investitionen noch irgendwie ins
Trockene zu bringen und uns die Kosten dafür zahlen zu lassen. Für
sich können sie auch nur im kleinsten Verdachtsfall auf ein weiches
Intensivbett in einer Privatklinik mit ausgewiesenem Fachpersonal
vertrauen, während wir und insbesondere ältere Menschen und
Menschen mit Vorerkrankungen das Hauptrisiko tragen.

Die Bundesregierung setzt in ihren
Krisenmaßnahmen vor allem die Interessen der Kapitalist_innen um.
Während Schulen, Unis, Kindergärten, Theater, Clubs, Bars, Museen
und Schwimmbäder geschlossen bleiben, müssen vor allem die Leute
(trotz Infektionsrisiko) an den zentralen Wirtschaftsstandorten
weiterarbeiten. Dass in der Autoindustrie kaum noch mehr gearbeitet
wird, ist viel mehr Folge des Absatzeinbruchs als von
Gesundheitsmaßnahmen.

Ebenso auch Beschäftigte im öffentlichen Dienst, die die Grundversorgung



einer  Gesellschaft  durch  Pflege,  Erziehung,  Infrastruktur  und
Lebensmittelhandel sicherstellen. Für sie hat Merkel ganz viel Danke und
Applaus  übrig,  doch  davon  kann  sich  niemand  etwas  kaufen.  Während
Gesundheitsminister Jens Spahn uns lange erzählt hat, dass das deutsche
Gesundheitssystem bestens auf eine Corona-Pandemie vorbereitet sei, sehen
wir nun, wie überfordert es ist. Kein Wunder, denn jahrelang wurden die
Krankenhäuser kaputtgespart und privatisiert. Der erzeugte Personalmangel
in der Pflege wurde zusätzlich befeuert durch Unterbezahlung, Ausbeutung
und Auslagerung von Beschäftigtengruppen an Dienstleistungsunternehmen,
um Tarifverträge zu umgehen. Und zwar nicht nur in Deutschland, auch in
Südeuropa waren deutsche Politiker_Innen im Zuge der  Euro-Krise  ganz
vorne  mit  dabei,  durch  erzwungene  Sparmaßnahmen  die  lokalen
Gesundheitssysteme zu zerstören. Dafür verantwortliche Politiker_Innen und
die Bildzeitung versuchen nun, der Öffentlichkeit die Schuld zuzuschieben,
um die eigene Verantwortung an dieser katastrophalen Situation unter den
Teppich zu kehren. Zusammenhalten müssen also vor allem wir Jugendliche,
Lohnabhängige und Migrant_Innen,  und zwar über Nationalstaatsgrenzen
hinweg. Unsere Kritik dürfen wir dabei nicht verschweigen, sondern müssen
sie gerade jetzt durch eigene Forderungen und Maßnahmen zum Ausdruck
bringen.  Wenn  wir  keinen  eigenen  gesamtgesellschaftlichen  Notfallplan
aufstellen,  wird  es  von  der  Bundesregierung  nur  einen  Notfallplan  zur
Rettung der Konzerne geben.

Was  wären  denn  sinnvolle  Maßnahmen,  die  umgesetzt  werden
sollten?

Unsere Forderungen sollten sich
einerseits gegen die sozialen Angriffe richten und andererseits
wirksame Maßnahmen zur Bekämpfung der Corona-Pandemie vorschlagen.
Zuallererst müssen wir für ein sofortiges Entlassungsverbot
eintreten. Ebenso fordern wir statt Kurzarbeiter_Innengeld (also eine
Weiterzahlung von 60 % des letzten Nettolohns durch Steuergelder)
Lohnfortzahlungen, finanziert aus den Profiten der Unternehmen.
Überall, wo es möglich ist, müssen die Leute ohne Konsequenzen von
der Arbeit freigestellt werden,



damit die Eindämmung durch soziale Distanzierung wirklich
funktioniert. In Berufen, die die gesellschaftliche
Grundversorgung garantieren, müssen die Arbeiter_Innen ausreichenden
Arbeitsschutz, Arbeitszeitverkürzungen und massive Lohnerhöhungen
erhalten. Welche Berufe für die gesamtgesellschaftliche
Grundversorgung wichtig sind, entscheiden demokratisch gewählte
Komitees aus Schulen, Unis und Betrieben und nicht die
kapitalistischen Politiker_Innen. Auch unter den erschwerten
Bedingungen können wir solche demokratischen Prozesse online möglich
machen, um eine soziale Antwort auf diese Krise zu finden!

Auch müssen wir entscheiden können,
welche Grundrechtseinschränkungen uns auferlegt werden. Die Gefahr
ist ganz real, dass sie zwar zum Zwecke der Eindämmung beschlossen
werden, aber nur teilweise zurückgenommen werden und generell das,
was „ok“ ist, verschoben wird. So wurde beispielsweise könnte
in Bayern bald der Notstand ausgerufen werden und damit wäre der
Einsatz der Bundeswehr im Inneren legalisiert. Dagegen zu
demonstrieren ginge natürlich nicht, weil das Versammlungsrecht
praktisch abgeschafft wurde. Obwohl es in der aktuellen Situation
nicht sinnvoll wäre, große Massendemonstrationen abzuhalten, sollte
die Regierung uns dieses Recht nicht einfach nehmen dürfen!
Einschränkende Maßnahmen im öffentlichen Raum zur Eindämmung der
Neuinfektionen können natürlich richtig sein, die Frage ist aber,
wer diese festlegt und vor allem wer diese wieder abschafft. Wenn
diese Verantwortung Seehofer und Co. zufällt, die schon vor Corona
versucht haben, autoritäre Polizeistaatsmaßnahmen durchzusetzen,
warum sollte man dann die Teile der Einschränkungen, die man eh
schon vorhatte, nicht einfach beibehalten? Das wäre nicht das erste
Mal in der Geschichte, dass die „Verteidigung gegen einen äußeren
Feind“ dazu benutzt wurde, die Grundrechte der eigenen Bevölkerung
dauerhaft einzuschränken. Beispiel hierfür ist der „Kampf gegen
den Terror“, der schon für Kriege, Einschränkung des Asylrechts
und der Spionage der eigenen Bevölkerung herhalten musste. Der beste
Schutz dagegen ist es, dass wir uns als Betroffene gemeinsam mit



Wissenschaftler_Innen organisieren und selbst die Menschen
delegieren, die in demokratischen Krisenkomitees verbindliche
Maßnahmen festlegen.

Um eine Ausbreitung des Virus‘ zu verhindern, benötigen wir sofort einen
kostenlosen und freien Zugang zu Gesundheitsversorgung für alle. Ebenso
müssen  Test-Kits,  Atemschutzmasken,  Desinfektionsmittel,  Seife  und
Handschuhe für  alle  kostenlos  zur  Verfügung gestellt  werden.  Die  dafür
notwendigen Fabriken müssen sofort entschädigungslos enteignet und unter
Kontrolle  der  Beschäftigten  gestellt  werden,  um  die  Produktion  auf  die
notwendigen Güter umzustellen. Statt SUVs brauchen wir halt gerade nun
mal  Beatmungsgeräte.  Das  klingt  nach  einem  krassen  Schritt,  aber
beispielsweise  waren  die  kapitalistischen  Regierungen  mit  solchen
Maßnahmen während der zwei Weltkriege überhaupt nicht zimperlich, indem
sie der Industrie vorgeschrieben haben, dass sie nun Munition, Waffen und
Feldversorgung  herstellen  müssen.  Neben  massiven  Investitionen  in
Forschung und Versorgung, was auch eine schnellstmögliche Anlernung und
gute  Bezahlung  von  Pflegekräfte  bedeutet,  müssen  ebenso  alle  Kliniken,
Pharmakonzerne, Forschungsinstitute und Labore verstaatlicht werden. Es
ist  sehr  problematisch,  dass  momentan  einige  Forscher_Innen-Teams
nebeneinander  her  an  ähnlichen  Projekt  arbeiten,  aber  wegen  des
Geschäftsgeheimnisses keine vollständige Zusammenarbeit  stattfindet,  vor
allem unter privaten Unternehmen. Die Jagd ist wild, denn wer den Impfstoff
oder  Schnelltest  findet,  wird  dabei  sicherlich  Milliarden  verdienen.  Jetzt
kommt es aber auf die Rettung von Menschenleben an und nicht auf Profite!

Wären diese ganzen Maßnahmen aber nicht insgesamt sehr schlecht
für die Wirtschaft?

Die Corona-Krise ist nur ein
weiteres Beispiel dafür, wie die freie Marktwirtschaft nicht dazu in
der Lage ist, die dringendsten Bedürfnisse der Menschheit zu
befriedigen und dafür, wie viel effizienter und
bedürfnisorientierter eine demokratische Planwirtschaft agieren
könnte. Das Chaos des Marktes führt zur Anfälligkeit für
Zusammenbruch und Krise, so auch nun mit dem Ausbruch von Corona: Der



DAX fällt täglich ins Bodenlose, die Ölpreise sinken und die für
die deutsche Exportwirtschaft so wichtige just-in-time-Produktion
gerät durch Grenzschließungen immer weiter ins Stocken. Corona ist
dabei jedoch nur der Auslöser und nicht die Ursache der Krise. Diese
liegt weitaus tiefer in der kapitalistischen Produktionsweise selber.
2007/2008 ist sie in eine tiefe Absatzkrise geraten, sodass die
Produktivität und die Investitionen massiv gesunken sind. Diese
Krisenursachen wurden jedoch nicht behoben, sondern nur durch
Niedrigzinspolitik und riesige Bankenrettungspakete abgefedert. Das
Coronavirus ist nun die Nadel, die die riesige Blase gerade zum
Platzen bringt. Weitere Fabrikschließungen, Massenentlassungen und
Sparmaßnahmen werden bald auf der Tagesordnung stehen.

Zugleich  verschärfen  sich  bereits  aktuell  die  Spannungen  unter  den
imperialistischen  Ländern  und  Regionalmächten.  Der  Wettlauf  um einen
Corona-Impfstoff ist bereits ein Ausdruck davon. Die Volkswirtschaft, die sich
am schnellsten von den Coronafolgen erholt, wird einen gewaltigen Vorteil
auf dem Weltmarkt haben und für Verschiebungen im innerimperialistischen
Kräfteverhältnis sorgen. Momentan scheinen die Zeichen ganz auf China zu
stehen, aber auch andere Ländern setzen in diesem Kampf auf das Konzept
„Herdenimmunität“,  also  das  absichtliche  Krankwerdenlassen  der
Bevölkerung bei gleichzeitiger Überlastung des Gesundheitssystems, sodass
unzählige  Menschen  sterben  könnten.  In  Europa  hängen  prominent  die
Niederlande und bis vor kurzem noch Großbritannien dieser Taktik an. Die
Maßnahmen, die nun doch ergriffen werden, kommen zu spät.

Ist es aber nicht gerade wichtig, die Grenzen zu schließen, um eine
weitere Ausbreitung der Infektionen zu verhindern?

In der aktuellen Abschottungspolitik
der kapitalistischen Staaten zeigt sich deutlich, dass ihr ganzes
Gerede von Solidarität nur eine leere Worthülse ist. Wer nur
national beschränkte medizinische Krisenmaßnahmen ergreift, aber
sich nicht für 20.000 von Corona bedrohte, auf der griechischen
Insel Lesbos eingeschlossene und unter schlimmsten hygienischen
Bedingungen lebende Geflüchtete interessiert, braucht uns nichts von



Solidarität zu erzählen. Da eine Pandemie
auch so nicht vor Nationalstaatsgrenzen halt macht, bedeutet
nationale Abschottung darüber hinaus auch immer eine Behinderung von
wirksamen internationalen Schutzmaßnahmen oder der Entwicklung eines
Impfstoffes. Und nicht nur das, nationale Abschottung bedeutet auch,
dass die reichen imperialistischen Länder die ärmeren Ländern mit
ihren schlechter ausgestatteten Gesundheitssystemen alleine lassen
und somit eine weitere Ausbreitung der Infektionen in Kauf nehmen,
solange es nicht auf dem eigenen Staatsgebiet passiert. Dabei wirkt
es so, als wären die imperialistischen Länder nicht dafür
verantwortlich, dass die Gesundheitssysteme in den ärmeren Ländern
so schlecht ausgebaut sind. Durch Kolonialismus, Ausbeutung und
erzwungene Sparmaßnahmen haben die imperialistischen Länder dem
Rest der Welt jedoch die Möglichkeiten für einen adäquaten
medizinischen Kampf gegen das Coronavirus genommen. Zuletzt stärkt
nationale Abschottungspolitik auch immer ausgrenzende,
nationalistische und rassistische Tendenzen, die ja bekanntermaßen
schon vor Corona stark an Fahrtwind dazugewonnen haben.

Wir fordern stattdessen keine
Abschottung und Grenzschließungen sondern Grenzöffnungen, um auch
Menschen aus anderen Ländern vor Corona retten zu können.
Geflüchtete sollen wie alle anderen Einreisenden medizinisch
getestet und, im Fall einer Infektion, medizinisch und sozial
versorgt werden. Die Lager auf den griechischen Inseln müssen sofort
aufgelöst und eine Weiterreise aufs europäische Festland
gewährleistet werden. Das gilt auch für die türkisch-griechische
Grenze am Fluss Evros. Wir fordern legale Fluchtwege und
Einreisemöglichkeiten ebenso wie volle Staatsbürger_Innenrechte für
alle!



Hölle  auf  Erden  –  Geflüchtete
wie Tiere zusammengepfercht
Dilara Lorin, zuerst erschienen auf arbeiterinnenmacht.de

Vor noch nicht allzu langer Zeit, um genauer zu sein, vor 2–3
Wochen, war es ein Skandal, als die Türkei am 4. März 2020 die Grenzen zur
EU
öffnete, obwohl die EU dem türkischen Staat jährlich mehrere Milliarden
Euro
bietet,  damit  die  geflüchteten  Menschen  ja  nicht  nach  Europa  kommen.
Heute
spricht niemand mehr darüber. Dabei stecken mehrere tausend Menschen im
Grenzgebiet zwischen Türkei und Griechenland fest. Es gibt praktisch keine
Hoffnung für diese auf ein menschenwürdiges Verfahren, denn seit dem 1.
März
lässt Griechenland keine Asylanträge mehr zu. Die EU und Frontex schotten
weiter  ihre  Grenzen  ab  und  gehen  dort  rigoros  gegen  Menschen  vor.
Handgranaten,
Tränengas, Gummigeschosse werden eingesetzt.

Videos,  Bilder  und Berichte,  sofern  diese  noch  möglich  sind,  zeigen  ein
deutliches und grauenvolles Bild der EU und der Nationalstaaten Türkei und
Griechenland.  In  einigen  Videoaufnahmen  sieht  man,  wie  türkische
Sicherheitskräfte Hand in Hand mit faschistischen Strukturen Geflüchtete
erst in den Bus zerren und dann im Niemandsland im Grenzgebiet mit Gewalt
und einer gezückten Waffe nach draußen schleifen. Videoaufnahmen zeigen
eindeutig, wie die griechische Küstenwache mit einer Eisenstange versucht,
ein Schlauchboot mit mehreren Dutzend Geflüchteten zurückzudrängen, oder
Aufnahmen von wütenden Inselbewohner_Innen und Faschist_Innen aus ganz
Europa, die an den Küsten warten, nur um Menschen, die vor Leid, Elend,
Krieg und Tod fliehen, anzugreifen und wieder ins Wasser zu jagen. Erst
letzte  Woche  wurden  Kader  neofaschistischer  Organisationen  und  der
„Identitären Bewegung“, darunter auch aus Deutschland, in Griechenland
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gesichtet. Diese waren nur da, um bewaffnet Jagd auf Geflüchtete zu machen
und „ihre“ Grenzen zu schützen. Zwar wurden einige von ihnen, darunter
auch Mario Müller, zusammengeschlagen, aber dies ist leider nur ein Tropfen
auf den heißen Stein. Am Gesamtbild ändert es nichts.

Die  Angst  vor  COVID-19 und die  Angst  der
Geflüchteten
Die Situation in den Camps auf den fünf Inseln in Griechenland war schon
immer scheiße und wird immer verheerender. Auf den Inseln Lesbos, Samos,
Chios,  Leros und Kos leben bis zu 42.000 Asylbewerber_Innen. Dabei ist
jedes  Camp  überfüllt  und  beherbergt  mehr  Menschen,  als  für  die  es
vorhergesehen war.  In Moria, einem der größten Camps auf Lesbos, sollten
eigentlich nur 3.000 Menschen unterkommen, jedoch leben nach aktuellen
Schätzungen dort 20.000 bis 24.000 unter schlimmsten Bedingungen. Wenn
hier das Virus ausbrechen sollte, dann wird es katastrophale Folgen haben
und zahlreiche  Tote  mit  sich  bringen.  Um die  Situation  noch einmal  zu
verdeutlichen:

Es gibt einen Wasserhahn für je 1.300 Menschen
167 Menschen teilen sich eine Toilette
240 Menschen teilen sich eine Dusche
Seifen oder ähnliches sind kaum vorhanden

Familien mit fünf oder sechs Personen müssen auf höchstens 3 m2

schlafen

Ständiges Händewaschen oder Social Distance? Diese
Hygienemaßnahmen können nicht eingehalten werden! Aktuell gibt es einen
bestätigten Fall von COVID-19 auf Lesbos. Dieser kommt aus dem Süden der
Insel
und hatte kaum Kontakt zu den Geflüchteten. Jedoch ist es nur noch eine
Frage
der Zeit, bis das Virus auch im Camp angekommen ist.

Ein antifaschistischer Aktivist aus Dresden vor Ort sagt dazu: „Generell gibt
es eine große Angst vor dem Corona-Ausbruch im Camp. Dabei ist eher die
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Gefahr, dass die Seuche von außen hineingeschleppt wird und weniger, dass
die Menschen, die dort sind, diese Krankheit mitgebracht haben, wie von
Rassist_Innen gern behauptet wird.“

Und  wie  reagiert  die  griechische  Regierung?  Die  rechtspopulistische
konservative Partei von Kyriakos Mitsotakis, Nea Dimokratia, schürte schon
immer Hetze und Anfeindungen gegen die Geflüchteten. Sie hört auch in
Zeiten  des  Corona-Virus  nicht  damit  auf.  In  den  Medien  und  auch  in
Interviews hört und sieht man immer wieder, wie Geflüchtete mit Kriminellen
und Drogendealer_Innen gleichgestellt werden.

Sie müssen auch als Sündenbock für den Niedergang der
griechischen Wirtschaft herhalten. Dass die EU mit ihren Spardiktaten und
die
Troika die griechische Wirtschaft bis zum letzten Rest ausgesaugt haben,
wird
kaum  mehr  diskutiert.  Geflüchtete  sind  die  neuen  Sündenböcke  für
Konservative,
RassistInnen, RechtspopulistInnen und FaschistInnen. Wir kennen das schon
aus
Deutschland, Frankreich, Polen oder der Türkei.

Abschottung der Geflüchteten
Zumindest für die nächsten zwei Wochen dürfen keine Besucher_Innen mehr
die Camps betreten, darunter zählen auch die wenigen noch verbliebenen
NGOs. Auch diese Helfer_Innen dürfen nicht in das Camp hinein. Außerdem
darf seit Anfang der Woche nur noch eine Person pro Familie das Lager
einmal am Tag verlassen, um Erledigungen auf der Insel zu tätigen. Andere
Außenaktivitäten sind nicht mehr gestattet.  Das bedeutet:  keine Schulen,
keine  sportlichen  Aktivitäten,  kein  Besuch  in  der  Bibliothek.  24.000
Menschen sollen, abgeschottet in einem Freiluftgefängnis, unter schlimmsten
hygienischen  Bedienungen  ausharren.  Dass  diese  Situation  den  ohnehin
traumatisierten und entkräfteten Menschen noch mehr zusetzen wird,  ist
deutlich. Ohne äußere Ablenkungen werden vor allem Kinder, die sich schon
vor der COVID-19-Pandemie versucht hatten, das Leben zu nehmen, unter



nun noch krasseren psychischen Bedingungen leiden. Und wir sprechen hier
nicht von wenigen.

Der ansteigende Rassismus der Inselbewohner_Innen zeigt sich auch darin,
dass mit den Freien BürgerInnen (Eleftheri Politis) eine explizit rassistische
Partei in den Dorfparlamenten sitzt und 12 Sitze in den Regionalparlamenten
der südlichen Ägäis hat.

George Hatzimarkos, der Gouverneur der südlichen Ägäis, kündigte an, als
angebliche  weitere  „Schutzmaßnahme“  gegen  die  Ausbreitung  des  Virus
einen Zaun um das Camp Moria bauen zu lassen. So wird es dem Bild eines
Freiluftgefängnisses  immer  ähnlicher.  Die  rassistische  Hetze  der  Türkei,
Griechenlands und der Nationalstaaten Europas führte vermehrt dazu, dass
faschistische Banden an den Grenzen und auf den Inseln patrouillieren. Auf
den  Inse ln  g ing  d ie  Gewal t  sowei t ,  dass  Journal i s t_ Innen
zusammengeschlagen  und  ihr  Equipment  wie  Kameras  ins  Wasser
geschmissen wurden. Die Situation ist weiterhin angespannt, gerade wenn
sich die Zivilgesellschaft nur noch Gedanken um das Corona-Virus macht. Die
Geflüchteten sind in dreifach lebensbedrohlichen Situationen.

Schäbiges Gezerre um Kinder
Sieben EU-Staaten, darunter auch Deutschland, erklärten sich
nach wochenlangem Gezerre „bereit“, gerade 1.600 Kinder aus dem Camp
aufzunehmen. Nun ist selbst diese vollkommen unzureichende Geste wieder
umstritten. Es wird so getan, als sei von den Geflüchteten zu befürchten,
dass
mit ihrer Einreise die Anzahl der Infektionen weiter ansteigen würde. Wie
rassistisch das doch ist, verdeutlicht schon, dass aktuell die meisten
Infizierten in Ländern wie China, Italien, Deutschland, Frankreich, Spanien –
und zum Glück nicht in den Camps – zu finden sind.

Es ist auch keine Gnade der EU, dass sie 1.600 geflüchtete
Kinder aufnehmen wollte,  sondern eine Schande. Es ist  eine symbolische
Geste,
die notdürftig die reale, rassistische Grenzpolitik beschönigen soll. Was wir



jetzt  brauchen?  Die  Aufkündigung  des  Flüchtlingsdeals  mit  der  Türkei,
welcher
am 13. März erneuert und erweitert wurde! Die Geflüchteten dürfen kein
Spielball  zwischen den Mächten und ihren Interessen und Profiten sein!
Öffnung
aller Grenzen und die Zerschlagung von Frontex – jetzt! Aufgrund der
andauernden Krisen und Kriege, vor allem auch in Idlib, fliehen Millionen
Menschen und es muss unsere Aufgabe sein, für alle und jede/n ein
menschenwürdiges  Leben  zu  erkämpfen!  Nicht  in  Lager,  zwischen
Grenzzäunen  oder
Camps! Für die sofortige Evakuierung aller Camps. Es gibt nur eine einzige
humanitäre Lösung, die diesen Namen verdient – die Öffnung der Grenzen
der EU,
die  Aufnahme der  Menschen in  den EU-Mitgliedsstaaten ihrer  Wahl,  die
Schaffung
und  das  Zur-Verfügung-Stellen  von  Wohnraum,  von  kostenloser
medizinischer  und
psychologischer Betreuung, von Ausbildung und Schulung sowie von
Arbeitsplätzen, die zu tariflichen Löhnen bezahlt werden. Geflüchtete, die
vom
Virus infiziert sein sollten, sollen kostenlos in Krankenhäusern untergebracht
und betreut werden.

Um zu verhindern, dass bürgerliche Regierungen und rechte Demagog_Innen
die  Geflüchteten  gegen  Lohnabhängige  –  z.  B.  Erwerbslose,  prekär
Beschäftigte oder Menschen in Altersarmut –  ausspielen,  geht es darum,
Arbeit, ein Mindesteinkommen, soziale Leistungen wie Alterssicherung für
alle zu erkämpfen – bezahlt aus der Besteuerung der Gewinne und großen
Vermögen. Um dies zu erreichen müssen sich antirassistische Bewegungen
zusammenschließen  mit  Gewerkschaften,  Arbeiter_Innenorganisationen,
Geflüchteten  und  migrantischen  Strukturen!



Sekt  und  Sexismus  zum
Frauenkampftag in Leipzig
von Leonie Schmidt

Am Sonntag dem 8.3. beteiligten sich insgesamt 3.000 Demonstrierende in
Leipzig beim sogenannten feministischen Streik. Wenngleich eine Demo im
Kampf um die Frauenbefreiung eigentlich lautstark und kämpferisch sein
sollte – so war das in den meisten Blöcken nicht der Fall. Hier setzte man
eher auf Technomusik, Schweigen und ein bisschen Sekt um den Kampf für
mehr Frauenrechte zu besiegeln.  Desweiteren entschloss  man sich dazu,
kämpferischen,  antiimperialistischen  und  revolutionären  Frauen  die
Teilnahme an der Demo zu untersagen. So positionierte sich das Bündnis
über den Lauti bei der ersten Zwischenkundgebung am Wilhelm-Leuschner-
Platz  gegen  vermeintlichen  Antisemitismus  (aka  Solidarität  mit  dem
palästinensischen  Befreiungskampf)  und  verbannte  Aktivist_Innen  von
Revolution,  der  MLPD  und  dem  BDS  aufgrund  von  Antisemitsmus-  und
Mackertum-Vorwürfen von der  Demo.  Diese mündliche Durchsage wurde
auch durch körperliche Auseinandersetzungen bestärkt, so wurde an Fahnen
und Transpis  gerissen,  Aktvist_Innen von Revolution geschubst  und auch
Genossinnen  durch  eine  männlich  gelesene  Person  niedergeschrien.
Ebenfalls wurden Genossinnen, welche sich vorher durch ein Megaphon mit
antisexistischen Parolen Gehör verschaffen wollten, als Macker bezeichnet,
da sie „zu laut und aggressiv“ gesprochen haben sollen. Das Zeugt von einem
sexistischen Frauenbild, wenn Frauen nur dann „gute“ Frauen sind, wenn sie
sich auch leise und ruhig, wie eine Frau verhalten und das selbstbewusste
Auftreten als männlich wahrgenommen wird. Selbstbewusstes Auftreten von
Frauen  ist  wichtig  und  sollte  unterstützt  werden.  Wir  sind  stolz  als
Organisation Frauen in unseren Reihen zu haben, die sich nicht scheuen, ihre
Meinung zu sagen und sich in die erste Reihe zu stellen. Höhepunkt war
dann,  dass  die  Genossin  von  einer  selbsternannten  Queerfeministin  als
„Fotze“ beleidigt wurde (auf Nachfrage, wurde allerdings behauptet, es wäre
nur  „Halt  die  Fresse“  gewesen).  Desweiteren  wurde  von  Seiten  der
Sprecherin des Bündnisses behauptet,  dieser Ausschluss sei  Konsens des
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Bündnisses  gewesen und vor  der  Demo auf  dem Plenum so beschlossen
worden,  das  scheint  aber  fraglich,  da  es  dazu  keine  vorherigen
Veröffentlichungen  gab.

Wir als revolutionäre Jugendorganisation und
Internationalist_Innen weisen dieses Vorgehen und die Vorwürfe entschieden
zurück.  Wir  empfinden  es  als  absolut  sexistisch,  dass  Frauen  aus
revolutionären
Organisationen die Teilnahme an den Frauenstreiks/feministischen Streiks
untersagt  wird  und  sie  zusätzlich  ausgegrenzt,  niedergeschrien  und
sexistisch
beleidigt werden. So wird verbale Gewalt nicht nur gedeckt, sondern auch
zusätzlich durch Teilnehmer_Innen des  feministischen Streiks  ausgeführt.
Dieser
sexistische  Angriff  reiht  sich  ein  in  andere,  teilweise  auch  rassistische,
Angriffe
gegen Aktivist_Innen unserer Organisation, insbesondere gegenüber Frauen
und
nicht-weißen Genoss_Innen. So wurden beispielsweise bereits Genossinnen
von
antideutschen  Mackern  angespuckt  und  eine  kurdische  Genossin
aufgefordert,  ihre
Koufiya abzunehmen und sich wie eine „Deutsche“ zu kleiden.

Der Vorwurf des Antisemitismus gegenüber unserer
Organisation ist auch kein Neuer und wird regelmäßig wieder ausgegraben,
aber
selten näher begründet. Er ist allerdings mehr als lächerlich. Wir als
Revolution setzen uns regelmäßig in unseren Artikeln und Publikationen mit
dem
Kampf gegen Antisemitismus auseinander 
und haben uns auf Demonstrationen immer als verlässliche Kraft gegen
Antisemitismus, Rassismus und Faschismus erwiesen. Der Vorwurf,  unser
Eintreten
für einen multiethnischen sozialistischen Staat im Nahen Osten und unserer



Solidarität mit dem palästinensischen Befreiungskampf sei antisemitisch,
empfinden wir somit als haltlos. Viel mehr denken wir, dass der Kampf der
Palästinenser_Innen gegen patriachale Unterdrückung und sexuelle Gewalt
und der
Kampf israelischer Frauen gegen Sexismus ein gemeinsamer Teil im Kampf
gegen
das Patriachat sein muss.

Die Bewegung des Frauenstreiks ist eine
internationalistische Bewegung. Für uns ist klar, dass keine Frau auf dieser
Welt befreit ist, solange eine andere weiterhin sexistisch unterdrückt wird.
Das
Patriarchat macht nicht vor irgendwelchen Nationalstaatsgrenzen halt, kann
also
nur international bekämpft werden. Wir verstehen uns als Teil des
internationalen  Frauenstreiks,  da  er  überall  auf  der  Welt  die
Zusammenhänge
zwischen sexualisierter Gewalt, Ausbeutung und Unterdrückung im globalen
Norden
und globalen Süden aufzeigt. Nicht so in Leipzig. Dort werden Frauen, die
sich
dem Narrativ der deutschen Außenpolitik entgegenstellen, beleidigt, als
Antisemit_innen diffamiert  und zum Schweigen gebracht.  Wir  betrachten
diesen
sexistischen Angriff im Kontext weiterer Spaltungsversuche und rassistischer
Anfeindungen, wie im letzten Jahr durch den „offenen Brief aus Göttingen“
geschehen,  mit  dem  Migrant_innen  aus  dem  Berliner  Streikbündnis
ausgeschlossen
werden sollten. Auch die Rote Einheit Düsseldorf wurde auf dem diesjährigen
Streik beleidigt und angegriffen. Wir solidarisieren uns mit den Menschen
und
Organisationen, die diesen Angriffen ausgesetzt sind und rufen dazu auf, die
internationalistische Grundausrichtung des Frauenstreiks hochzuhalten, sich
nicht  den  deutschen  rassistischen  Diskursen  anzupassen  und  sich
geschlossen



gegen diese Vorwürfe, verbalen und körperlichen Angriffe zu wehren.

Wir fordern eine Aufklärung dieser sexistischen Vorfälle,
wir erwarten eine Erklärung vom Bündnis dazu und sind auch bereit in einen
Diskussionsprozess  zu  gehen,  aber  werden  es  nicht  dulden,  dass  wir
diffamiert
werden.

Respect my Authority? Rolle der
Autorität in der Schule
In jeder Schule, in jedem Land sind wir Schüler_Innen ständiger Schikanen
und Repressionen durch Lehrkräfte ausgesetzt. Heute sehen wir das zum
Beispiel  an  der  Kriminalisierungswelle,  welcher  diejenigen  von  uns
ausgesetzt sind, die jeden Freitag auf die Straße gehen, um für unser aller
Zukunft  zu  kämpfen.  Auftrag  der  Schule  laut  Gesetzbuch  ist  es  uns  zu
befähigen,  für  uns  und  unsere  Umwelt  Verantwortung  zu  übernehmen,
unsere  Lebensgrundlagen  zu  schützen  und  für  nächste  Generationen  zu
erhalten.  Doch  von  der  Politik  und  auch  den  Medien  wurde  auf  die
Verletzung der Schulpflicht hingewiesen und die Schulleitungen aufgefordert
die  Fridays  for  Future  Aktivist_Innen  härter  zu  bestrafen.  Dass  wir  ein
Grundrecht auf Versammlungen und politisches Engagement haben, welches
uns nicht verwehrt  werden darf,  wird hierbei  nicht erwähnt.  Auch wenn
einige  Schulen  versuchen  die  Bewegung  zu  unterstützen,  müssen  die
Aktivist_Innen um ihre Abschlüsse bangen. Neben den Fehlstunden werden
vermehrt  Tests  auf  den  Freitag  gelegt,  Schüler_Innen  wird  mit
Nichtversetzung gedroht, Bußgelder werden fürs „Schwänzen“ gefordert und
vieles mehr. Viele haben daher den Mut verloren auf die Straße zu gehen.

Viele  haben  aber  auch  schon  seit  längerem  immer  wieder  zu  spüren
bekommen,  wer  im  Klassenzimmer  am  längeren  Hebel  sitzt.  Ob  du
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Kaugummi kaust, ob du eine Mütze aufhast, wann du kommst und gehst, ob
du dein Handy benutzt, worum es im Unterricht geht, was richtig und was
falsch ist, usw. usf. Das alles wird nicht von dir selbst entschieden, sondern
von der Lehrperson. Dabei sind natürlich nicht alle gleich schlimm: Während
die einen sich bemühen, hie und da z. B. offene Diskussionen zuzulassen,
führen uns die anderen vor, lassen uns nicht auf die Toilette gehen oder
denken  sich  irgendwelche  anderen  Schikanen  aus.  Das  Prinzip  ist  aber
immer  das  gleiche  und  scheinbar  können  wir  nur  darauf  hoffen,  kein
Arschloch  abzukriegen.  Die  Frage  ist,  woher  kommt  das  alles?  Warum
werden wir in unserem Kampf für die Umwelt nicht unterstützt? Was ist das
für eine Bildung und was können wir tun, um sie zu ändern?

Bildung ist im kapitalistischen System nicht darauf ausgelegt, dass wir uns
entwickeln wie wir es wollen, sondern so wie es das System benötigt. Dass
wir Bildung bekommen hat sich erst dadurch ergeben, dass die Ansprüche an
die Arbeiter_Innen durch die Industrialisierung gestiegen sind. Vorher war es
nur dem Adel erlaubt, heute ist jede_R verpflichtet in die Schule zu gehen. Es
braucht  aber  neben  wenigen  klugen  Köpfen  in  den  Chefetagen,  viele
preisgünstige Arbeitskräfte. Die Schule ist dabei eine vollkommen autoritäre
Institution  die  verschiedene  Funktionen  erfüllt.  Neben  dem Wissen,  das
vermittelt wird, dient sie auch dazu, dass wir dieses System und die Art und
Weise wie darin zu leben ist beigebracht zu bekommen. Und genau davon ist
Disziplin und Gehorsam ein wichtiger Bestandteil. Wir sollen nämlich auch
später  die  Autoritäten  wie  z.  B.  unsere_N  Chef_In  oder  den  Staat
anerkennen. Sowohl Inhalte als auch Art und Weise unseres Lernens werden
dabei vom Schulministerium in Zusammenarbeit mit FachvertreterInnen und
LobbyistInnen  festgelegt.  Die  Schulen  setzen  diese  um.  Wer  sich  dem
entgegenstellt,  wird  abgestraft,  dafür  gibt  es  einen  ganzen  Katalog  an
Disziplinierungsmaßnahmen, damit wir uns fügen.
Autorität bedeutet, dass eine Person oder eine Organisation durch fachliches
Können  oder  gesellschaftliche  Akzeptanz,  die  Macht  erhält,  dass  andere
Menschen  sich  ihrem  Denken  und  Handeln  fügen.  Unsere  Lerninhalte
werden  dazu  vom  Schulministerium  in  Zusammenarbeit  mit
FachvertreterInnen und LobbyistInnen festgelegt. Die Schulen setzen diese
um. Wer sich dem entgegenstellt, wird abgestraft, dafür gibt es einen ganzen



Katalog an Disziplinierungsmaßnahmen, damit wir uns fügen.

Dieses Bildungssystem muss komplett erneuert werden! Seit über 60 Jahren
gibt es genug Studien und Theorien, die aufzeigen, dass zu viel Autorität und
Zwang in der Erziehung in hohem Maße kontraproduktiv sind, da es die
Schüler_Innen nicht  dazu  bringt  bewusst  zu  Handeln,  sondern  nur  lehrt
Gehorsam vorzutäuschen (Rousseau). Jeder Mensch hat das Bedürfnis sich zu
entwickeln,  zu  lernen  und  Fähigkeiten  einzusetzen.  Wir  wollen  eine
selbstbestimmte  Schule,  die  in  Zusammenarbeit  von  Schüler_Innen,
Lehrer_Innen und Arbeiter_Innen gestaltet wird. Wo wir unsere Lerninhalte
von  unseren  Interessen  abhängig  machen.  Wo  wir  keinen  Hierarchien
unterliegen, sondern demokratisch Verbesserungen schaffen. Wo wir nicht
für  ein  ausbeuterisches  System  ausgebildet  werden,  sondern  für  unser
Leben. Uns ist dabei sehr wohl bewusst, dass wir dafür kämpfen müssen!
Aber  wie  wir  auch  beim  Klimawandel  sagen,  dass  dieser  mit  grünem
Kapitalismus nicht abzuwenden ist, sagen wir auch, dass eine solche Bildung
nicht innerhalb dieses Systems erreicht werden kann. Daher müssen wir die
Kämpfe verbinden mit dem Kampf für eine befreite Gesellschaft, in der wir
demokratisch eine Wirtschaft, die sich nach den Bedürfnissen von Mensch
und Natur richtet,  aufbauen und Bildungsstätten,  in denen wir uns nach
unseren  Bedürfnissen  entwickeln  und  nicht  schikaniert  werden.  Vernetzt
euch! Macht Probleme öffentlich und kämpft gegen die Unterdrückung der
Jugend!

Was hilft Satire?
Emilia
Sommer

Jan
Böhmermann, DIE PARTEI und heute-show – uns allen ein Begriff und
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entspannte Polit-Unterhaltung. Sie alle versuchen mit Hilfe von
Satire das tagespolitische Geschehen zu kommentieren und haben damit
großen Erfolg . Doch was genau ist Satire und hilft sie uns im
politischen Kampf?

Bei
Satire handelt es sich um eine Kunstform, welche durch Spott, Ironie
oder Übertreibungen Kritik übt, die gerade bei Jugendlichen sehr
gut ankommt. Beispiele dafür lassen sich zuhauf im Programm der
Partei „DIE PARTEI“ finden. So fordern sie beispielsweise, dass
Managergehälter an BH-Größen gekoppelt werden oder eine Obergrenze
für Geflüchtete jedes Jahr neu definiert wird, bei der Deutschland
nicht mehr Geflüchtete als das Mittelmeer aufnehmen darf. Sie nehmen
also realpolitische Probleme auf die Schippe, wie in diesem Falle die
ungleiche Bezahlung von Männern* und Frauen* oder die aktuelle
Flüchtlingspolitik.

Also  werden  einem  die  Probleme  des  oft  tristen  und  vielleicht  auch
beängstigenden politischen Geschehens  auf  amüsante,  unterhaltende und
provokante Art und Weise nähergebracht oder durch die Entbindung von der
biederen  Politkultur  Themen  ganz  anders  angegangen  und  wichtige
Aufklärungsarbeit geleistet, doch wir brauchen mehr. Zwar kann sie gut die
Widersprüche  des  Kapitalismus  aufzeigen  oder  den  Rassismus  der  AfD
entlarven  und  durch  ihr  breites  Publikum  viele  Menschen  oberflächlich
politisieren, hat aber selten den Anspruch, darüber hinaus etwas aufbauen.
Sie kann dadurch diese Probleme auch nicht wirksam bekämpfen und wirken
oftmals wie ein bloßes Ventil. Um die Probleme anzugehen, müssen wir uns
organisieren und sie mit Hilfe eines ernsthaften Programms bekämpfen. Wir
müssen eine politische Perspektive bieten und allen Menschen, vor allem
Arbeiter_Innen, die Möglichkeit geben, politisches Geschehen zu verstehen
und daran mitzuwirken.



اتفاق ترمب ضد فلسطين
لماذا

نرفض اتفاق ترمب ونطالب ب „نحن“
عوضا

.عن ذلك

إفصاح
ترمب عما يسم „صفقة

القرن“
بيوم

28.01
ف

واشنطن كانت بمثابة احتفال له ولنتنياهو
اليمين الايفانجيل ولعديد من ممثل

وحركات الاستيطان والمحافظين الجمهوريين،
الذين تم دعوتهم مسبقا.

ف
الصف الأول جلس أيضا سفراء دول الخليج

السنية الغنية بالنفط.
بحم

مصالح أمريا الجيوسياسية كان من المفروض
تشيل تحالف ضد إيران ف غرفة الاجتماع.

خطط
ترمب لاقت وجوها فرحة ف هذه الغرفة.

الغير
مدعوون كانوا الفلسطينيين والفلسطينيات.

من
الواضح ان خطط ترمب لا تعنيهم والأكثر

غرابة من ذلك مطلب ترمب بعدم التفاوض مع
ممثل الفلسطينيين والفلسطينيات.

ومن
خلاله أرسل ترمب تهديده بأن صفقة القرن

من الممن أن تون اخر فرصة للفلسطينيين.
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توقيت
الإعلان لم ين عفويا وإنما مرتبط بالسياسة

الداخلية.
فبينما

يقارع ترمب ضد عملية نزع الثقة عنه ف
واشنطن يواجه نتنياهو عل الضفة الأخرى

تهما عديدة بالفساد.
لذلك

تعتبر هذه الصفقة بمثابة تمين لدولة
إسرائيل وتساعدها عل تطبيق استراتيجياتها

بدون محاسبة وتتبع سياسة ترمب بخصوص
الموضوع حت اليوم:

الاعتراف
بضم الجولان وقراره بان المستوطنات

الإسرائيلية لا تخرق القانون الدول.

حسب
صفقة القرن ستتشل فلسطين فقط من %9

من
مساحتها أيام الانتداب البريطان ف عام

.1947
تقريبا

جميع المستوطنات ف الضفة ستعتبر أرضا
إسرائيلية والقدس ستون عاصمة إسرائيل

وحدها.
تذهب

خطة ترامب أكثر باتجاه الاعتراف بسلطة
الأمر الواقع لإسرائيل عل الضفة الغربية

وفصل ما يسم بالمثلث أي اخراج الفلسطينيين
من حملة الجواز الإسرائيل من مناطق معينة

مثل ما كان يطالب به اليمين المتطرف
.أفيغدور ليبرمان

نظام
فصل عنصري معبأ بخواب دولة



صفقة
القرن تنطوي عل اعتراف كامل بالضم العنصري

الصهيون للضفة الغربية.
وف

نفس الوقت تمنع صفقة القرن حصول دولة
فلسطين المستقبلية حق السيطرة عل أراضيها

ومجالها الجوي وتحظر عل „دولة“
فلسطين

امتلاكها لقوى مسلحة وتضمن لإسرائيل حق
التدخل العسري ف المناطق الفلسطينية.

الدولة
الفلسطينية لن يون لها حت الحق ف إقامة
علاقات دولية كاملة بنفسها ف حال تأثرت

المصالح الإسرائيلية بهذه العلاقات.
هذه

الدولة المرتقبة سينقصها كل شء، مما
!يمن أن يصنع دولة

هزيمة
الانتفاضة الأول أدت إل محادثات أوسلو

مطلع التسعينيات.
من

أجل تحقيق هذا الوعد الغامض بإقامة منطقة
لها سيادة، كان عل الفلسطينيين والفلسطينيات

وقف كفاحهم ضد الإجراءات العنصرية الت
تمارس ضدهم يوميا.

بسبب
انحسار دور منظمة التحرير وتوقف حشد

الانتفاضة، والبناء الهائل للمستوطنات
بالضفة الغربية أتيح لإسرائيل بأن تقض

عل كل محاولة لإقامة دولة فلسطينية
مستقلة.

ومع
تشيل السلطة الفلسطينية بالضفة تم خلق

جهاز بيروقراط سلطوي، عمل كذراع ممتدة



.لسلطة الاحتلال ف الضفة

خطة
ترمب تتبع نفس الأسلوب المستخدم ف بداية
تسعينيات القرن الماض ف أوسلو مع فارق

وحيد:
ف

أوسلو كان ينظر للفلسطينيين كأطراف ف
الصراع والمحادثات، أما ف صفقة القرن

لم يتم الحديث معهم من قبل صهر ترمب جاريد
كوشنر أو حت دعوتهم لإعلان الصفقة أو
سؤالهم فيما إذا كانوا موافقين عل بنود

الصفقة وكيفية تطبيقها.
المعن

هنا اجتزاء أراض من الضفة الغربية.
بينما

كان من المفترض أن تعط عملية أوسلو
„شرعية“
لسياسات

الاحتلال الإسرائيل من خلال إشراك
المؤسسات الفلسطينية ف جولات يائسة من
المفاوضات، فإن الشرعية تقتصر الآن عل

„الاعتراف
بالواقع“،

أي السلطة الفعلية للدولة الإسرائيلية
عل الأراض المحتلة.

„حل“
ترامب

للمستوطنات غير القانونية هو ببساطة
إضفاء الشرعية عليها.

„الحل“
لآلاف

اللاجئين هو حرمانهم من حق العودة، و
„الحل“
للقدس



هو أنه يعط المدينة بأكملها (باستثناء
ضاحية صغيرة ف الشرق)

.لإسرائيل

الاشتراكية
عوضا عن القومية

إن
السياسات العدوانية للحومة الأمريية

ضد حقوق الفلسطينيين و(ف
أحسن الأحوال)

الموافقة
الصامتة للعديد من الحومات الأخرى، مثل

الألمانية والفرنسية، عل هذه السياسات
تجعل من الضروري أن يعلن النشطاء اليساريون

والنقابيون المناضلون ف جميع أنحاء
العالم الحرب عل هذه السياسات.

لن
يعتمد حق الفلسطينيين ف تقرير المصير

عل منطق „المجتمع
،“العالم

أي منطق الحومات البرجوازية.
ولن

سيعتمد عل ما إذا كانت الحركة ف فلسطين
وإسرائيل ستتمن من حشد الجماهير ضد خطط

اليمين الإسرائيل وحلفائهم ف أمريا
وأوروبا ودول الخليج.

لقد
حدثت احتجاجات كبيرة بالفعل ف رام اله

وغزة وكذلك ف تل أبيب.
لدى

قوى اليسار الآن مهمة دفع منظمة مستقلة
للطبقة العاملة إل الأمام ومنحها منظور

وأفق.
عل



البن الحالية لا يمن التعويل أبدا،
العودة إل بينما يود اليسار الصهيون

أوسلو ف أحسن الأحوال، لا تستطيع فتح
وحماس طرح أي بدائل سياسية.

القيادة
الفلسطينية مرتاحة الان ف الوضع الراهن،

وتتمتع بامتيازات كبيرة وليس لديها أي
مفهوم عن كيفية خلق مقاومة فعالة.

بدلا
من ذلك، فإن الاحتجاجات الجماهيرية ف

المنطقة ه شريك أهم بثير:
سواء

ف لبنان أو روجافا أو العراق أو الجزائر
أو مصر أو إيران.

فليس
فقط ف فلسطين بل ف كل مان ف العالم،

ف ترفض الجماهير المخطط الإمبريال
المنطقة والدعم الهائل للحام المحليين.

مهمة
ه أوروبا بالتال الحركة العمالية ف

إحباط الخطط الاستعمارية و“الجغرافية
– الإستراتيجية“

لحوماتها.
عل

أعقاب الهزيمة ف الاحتجاجات المناهضة
للأزمة وترنح الموجة الناشئة من القومية

ف أوروبا، تم تطبيع المواقف القومية
والقريبة من الحومات ف الحركة العمالية

أكثر فأكثر.
ف

خطة ترامب، يجب أن نرفض أيضا مصالح
ألمانيا الهادفة للربح والعمل عل تعليق

كل الدعم المال والاقتصادي والعسري
.المقدم من ألمانيا للدولة الإسرائيلية



يجب
أن ندرك أيضا أن سياسة حل الدولتين، كما
تمثلها السلطة الفلسطينية ومنظمة التحرير
الفلسطينية التقليدية، أدت إل خضوع هذه

المؤسسات لاحتياجات القوى المحتلة وخيانة
النضال التحرري.

عل
الرغم من سخط ممثل السلطة الفلسطينية

مثل محمود عباس عل الاستفزاز الذي تمثله
„خطة

السلام“،
فإن هذه القوى لم تفهم أن سياساتها الرامية

التوفيق مع مصالح دولة إسرائيل ه إل
طوباوية وأضعفت الحركة الفلسطينية بشل

.أساس
حت

لو كان „حل
الدولتين“

قابلا
للتحقيق، فإن ذلك سيؤدي فقط إل سب القمع

الحال ف إناء مؤسس جديد.
لذلك،

نحن ومن موقعنا داخل حركة التضامن ندعم
حل الدولة الواحدة الاشتراكية.

هذا
الأمر يمن تحقيقه فقط إذا تم الربط بين

الفاح ف الداخل والنضالات الاجتماعية
والديمقراطية ف جميع أنحاء الشرق الأوسط،

كما هو الحال ف مصر ولبنان والعراق.
لتسمح

دولة فلسطين الاشتراكية لجميع اللاجئين
بالعودة ولتضمن نفس الحقوق لجميع السان،

بغض النظر عن الدين.
لا

يمن تحقيق هذا الهدف ف المفاوضات مع



الحومات الإمبريالية، وإنما فقط باستخدام
وسائل الصراع الطبق.


